
 

  

S 4 SF 80/19 E

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Erinnerung, Festsetzungsbeschluss,

Umstandsmoment, Vergütung, Vertrauen,
Verwirkung, Zeitmoment

Leitsätze Für die Verwirkung des Erinnerungsrechts
des im Rahmen der Prozesskostenhilfe
beigeordneten Rechtsanwalts gegen den
Vergütungsfestsetzungsbeschluss fehlt es
regelmäßig an einem Umstandsmoment.

Normenkette § 33 RVG, § 56 RVG

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 SF 80/19 E
Datum 22.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 SF 187/19 B E
Datum 20.11.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Erinnerungsgegners gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Schleswig vom 22. November 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beschluss ergeht
gebÃ¼hrenfrei. Kosten werden nicht erstattet.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob das Erinnerungsrecht der im Wege der
Prozesskostenhilfe beigeordneten RechtsanwÃ¤ltin verwirkt ist.

Die VergÃ¼tung der ErinnerungsfÃ¼hrerin, die in einer grundsicherungsrechtlichen
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Streitigkeit dem KlÃ¤ger als ProzessbevollmÃ¤chtigte beigeordnet worden war,
wurde mit Festsetzungsbeschluss vom 31. Januar 2018 auf 523,60 EUR festgesetzt.

Erst am 14. Juni 2019 hat die ErinnerungsfÃ¼hrerin dagegen Erinnerung erhoben
und die Festsetzung der VergÃ¼tung in beantragter HÃ¶he (1.261,40 EUR),
zumindest aber in HÃ¶he von 815,00 EUR zzgl. Umsatzsteuer verlangt.

Mit Beschluss vom 22. November 2019 hat das Sozialgericht auf die Erinnerung den
angegriffenen Festsetzungsbeschluss geÃ¤ndert und die aus der Landeskasse zu
zahlende VergÃ¼tung auf 880,60 EUR festgesetzt.

Gegen den ihm am 27. November 2019 zugestellten Beschluss hat der
Erinnerungsgegner am 4. Dezember 2019 Beschwerde eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, dass die Erinnerung knapp eineinhalb Jahre
nach Erlass des Festsetzungsbeschlusses zu spÃ¤t erhoben worden sei. Die
Erinnerung sei zwar an keine Frist gebunden. Eine Verwirkung sei dagegen fÃ¼r
beide Seiten dann anzunehmen, wenn die Kostenberechnung lÃ¤ngst abgewickelt
sei und sich alle Beteiligten darauf eingestellt hÃ¤tten, dass sich die Kostenfrage
erledigt habe. So habe das Bayerische LSG mit Beschluss vom 4. Oktober 2012 â�� 
L 15 SF 131/11 B E â�� festgestellt, dass das Erinnerungsrecht der Staatskasse trotz
Fehlens einer ausdrÃ¼cklichen Befristung nicht bis in alle Ewigkeit bestehe und
eine Verwirkung spÃ¤testens nach Ablauf eines Jahres nach Wirksamwerden des
Festsetzungsbeschlusses angenommen. Die Frage der Verwirkung des
Erinnerungsrechts des Rechtsanwalts habe zwar in jener Entscheidung
offengelassen werden kÃ¶nnen. In der Literatur werde aber eine Verwirkung bereits
nach Ablauf von drei Monaten nach Zustellung des Festsetzungsbeschlusses
erwogen. Beide Fristen seien hier lÃ¤ngst verstrichen gewesen.

Er beantragt,

den Beschluss des Sozialgerichts Schleswig vom 22. November 2019 aufzuheben
und die Erinnerung als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Die ErinnerungsfÃ¼hrerin beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt den angefochtenen Beschluss. Die Erinnerung sei an keine Frist
gebunden und tatsÃ¤chlich auch nicht verwirkt. Etwas anderes ergebe sich auch
nicht aus dem seitens des Erinnerungsgegners beigebrachten Beschluss des
Bayerischen LSG. Dieses differenziere hinsichtlich der Verwirkung vielmehr vor dem
Hintergrund grundrechtlicher ErwÃ¤gungen bewusst zwischen dem
Erinnerungsrecht der Landeskasse und dem des Rechtsanwalts.

II.

Der Senat entscheidet durch den Einzelrichter (Â§Â§ 56 Abs. 2 Satz 1, 33 Abs. 8 Satz
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1 Halbsatz 2 RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetz (RVG).

Die zulÃ¤ssige Beschwerde (Â§Â§ 56 Abs. 2 Satz 1, 33 Abs. 3 RVG) ist
unbegrÃ¼ndet. Der angegriffene Beschluss vom 22. November 2019 bedarf keiner
Korrektur.

Ã�ber die HÃ¶he der VergÃ¼tung der ErinnerungsfÃ¼hrerin, die das Sozialgericht
mit dem angegriffenen Beschluss auf 880,60 EUR festgesetzt hat, besteht zwischen
den Beteiligten kein Streit mehr. Der Erinnerungsgegner hat die Angemessenheit
der vom Sozialgericht festgesetzten VergÃ¼tung nicht in Zweifel gezogen. Die
ErinnerungsfÃ¼hrerin hat gegen den Beschluss selbst keine Beschwerde erhoben.

Hinsichtlich der allein noch streitigen Frage der ZulÃ¤ssigkeit der Erinnerung ist
bereits das Sozialgericht zu Recht davon ausgegangen, dass es fÃ¼r eine
Verwirkung des Erinnerungsrechts am Vorliegen beachtlicher Umstandsmomente
fehle. Dem schlieÃ�t sich auch der Senat nach eigener PrÃ¼fung an.

Der Erinnerungsgegner vermag auch aus der Entscheidung des Bayerischen LSG
vom 4. Oktober 2012 â�� L 15 SF 131/11 B E â�� juris Rn. 20 ff. fÃ¼r seine
Rechtsauffassung, der VergÃ¼tungsanspruch der ErinnerungsfÃ¼hrerin sei
verwirkt, nichts herzuleiten. Denn das Bayerische LSG lÃ¤sst die â�� fÃ¼r seine
Entscheidung unerhebliche â�� Frage nach der Verwirkung des Erinnerungsrechts
des Rechtsanwalts zwar formal offen, weist aber gerade darauf hin, dass die
rechtlichen Determinanten in beiden FÃ¤llen unterschiedlich seien, weil der
verfassungsrechtliche Vertrauensschutz nur dem Anwalt, nicht aber der Staatskasse
zustehe (Bayerisches LSG, a.a.O., Rn. 22). Dieser Bewertung, die tendenziell
strengere Anforderungen an die Verwirkung des Erinnerungsrechts des
Rechtsanwalts nahelegt, schlieÃ�t sich der Senat an.

Daneben sind es aber gerade auch die tatsÃ¤chlichen Determinanten, die allgemein
fÃ¼r eine Unterscheidung zwischen den beiden Fallkonstellationen und speziell im
vorliegenden Falle gegen eine Verwirkung des Erinnerungsrechts der
ErinnerungsfÃ¼hrerin streiten. Denn Verwirkung verlangt immer sowohl nach
einem Zeit- als auch nach einem Umstandsmoment. Der Ablauf eines langen
Zeitraums allein genÃ¼gt fÃ¼r die Verwirkung nie. Zur NichtausÃ¼bung eines
Rechts Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum mÃ¼ssen vielmehr stets weitere
besondere UmstÃ¤nde hinzutreten, die nach den Besonderheiten des Einzelfalls und
des in Betracht kommenden Rechtsgebiets das verspÃ¤tete Geltendmachen des
Rechts nach Treu und Glauben dem Verpflichteten gegenÃ¼ber als illoyal
erscheinen lassen (vgl. BSG, Urteil vom 28. Oktober 2009 â�� B 14 AS 56/08 R â�� 
SozR 4-4200 Â§ 37 Nr 1, juris Rn. 17). Voraussetzung dafÃ¼r ist zunÃ¤chst, dass
der Verpflichtete aufgrund eines bestimmten Verhaltens des Berechtigten
(Verwirkungsverhalten) darauf vertrauen durfte, dass dieser das Recht nicht mehr
geltend machen werde (Vertrauensgrundlage).

Ein solches Verwirkungsverhalten kann zwar regelmÃ¤Ã�ig in der vorbehaltlosen
(aktiven) Zahlung der VergÃ¼tung durch die Landeskasse auf einen dem
Festsetzungsantrag des beigeordneten Rechtsanwalts entsprechenden
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Festsetzungsbeschluss gesehen werden, regelmÃ¤Ã�ig jedoch nicht in der bloÃ�en
(passiven) Unterlassung der zeitnahen AusÃ¼bung des Erinnerungsrechts durch
den beigeordneten Rechtsanwalt bei lediglich gekÃ¼rzt festgesetztem
VergÃ¼tungsanspruch. Auch im vorliegenden Falle hat der Erinnerungsgegner nach
diesen MaÃ�stÃ¤ben allein durch den bloÃ�en Zeitablauf keine
Vertrauensgrundlage bilden kÃ¶nnen; Besonderheiten des Falles, die eine von
Regelfall abweichende Bewertung rechtfertigen, sind nicht ersichtlich.

Die Kostenentscheidung ergeht gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 2 Satz 2 und 3 RVG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§Â§ 56 Abs. 2 Satz 1, 33 Abs. 4 Satz 3 RVG, Â§
177 SGG).

VizeprÃ¤sident des LSG

Erstellt am: 02.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/gesetze/RVG/56.html
https://dejure.org/gesetze/RVG/56.html
https://dejure.org/gesetze/RVG/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

